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B ehörden Spiegel: Nach ih-
rem voraussichtlichen Auf-

tragswert ist dies eine der bedeu-
tendsten Ausschreibungen, die
es in Deutschland bisher gege-
ben hat. Warum sieht man nicht
öfter europaweite Vergabever-
fahren im Rüstungsbereich?

Prof. Höfler: Die Bundesregie-
rung hat verteidigungsindus -
trielle Schlüsseltechnologien
identifiziert, deren Verfügbar-
keit aus nationalem Sicherheits-
interesse gewährleistet werden
soll. Überwasserkampfschiffe
gehören nach dieser strategi-
schen Ausrichtung nicht in die-
se Kategorie. Es spricht also
nichts Grundsätzliches dage-
gen, hier den internationalen
Wettbewerb zu eröffnen. Andere
Mitgliedsstaaten der EU sehen
das offenbar enger. Zum Schutz
nationaler Anbieter wird in
Europa quasi flächendeckend
die Ausnahmevorschrift des Art.
346 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen
Union überstrapaziert. Das Eu-
roparecht erlaubt zwar ein nicht
wettbewerbliches Beschaf-
fungsverfahren, wenn ein Mit-
gliedsstaat meint, seine Sicher-
heitsinteressen seien tangiert.
Dies jedoch nur in sehr wenigen,
sehr gut begründeten Fällen, wie
man der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs im-
mer wieder entnehmen kann.
Wenn das BAAINBw für ein kom-
plexes Waffensystem wie das
MKS 180 nun eine förmliche EU-
weite Ausschreibung durch-
führt, hat das sicher eine Vor-
bild- und Signalfunktion für an-
dere Mitgliedsstaaten.

Behörden Spiegel: Wie läuft
das Verfahren ab? Was ist neu
daran?

Prof. Höfler: Die Vergabestelle
führt das Verfahren als Ver-
handlungsverfahren durch. Der
Zuschlag soll erst 2017 nach
mehreren Verhandlungsrunden
erteilt werden. Dies wird für alle
Beteiligten einen hohen Trans-
aktionsaufwand verursachen.
Das Verhandlungsverfahren

ist zweistufig ausgestaltet. Zu-
erst läuft ein Teilnahmewettbe-
werb, in dem bis Ende Oktober
von interessierten Unterneh-
men Teilnahmeanträge gestellt
werden können. Diejenigen In-
teressenten, die einen formal
ordnungsgemäßen Teilnahme-
antrag gestellt und ihre Eignung
nachgewiesen haben, erhalten
dann im zweiten Schritt eine

Aufforderung zur Angebotsab-
gabe. Ein Wettbewerb unter den
geeigneten Interessenten findet
also erst in der Angebotsphase
statt. Das Unterbleiben einer –
rechtlich durchaus zulässigen –
Abschichtung im Teilnahme-
wettbewerb ist ungewöhnlich.
Im gewissen Sinne neu ist hier
die vollkommene Offenheit für
Anbieter aus aller Welt, die aber
eine Einschränkung dadurch
erfährt, dass NATO-Standards
eingehalten werden müssen.
Das dürfte für Anbieter schwie-
rig werden, die bisher nicht mit
NATO-Navies im Geschäft sind.

Behörden Spiegel: Der Be-
kanntmachung ist nicht aus-
drücklich zu entnehmen, dass es
im Teilnahmewettbewerb nicht
zu einer Bestenauswahl kommen
soll. Woraus leiten Sie Ihre Ein-
schätzung her, dass sich hier alle
formal einwandfreien Teilnah-
meanträge zur Aufforderung zur
Angebotsabgabe qualifizieren?

Prof. Höfler: Das ist korrekt.
Die Bekanntmachung enthält
an der dafür vorgesehenen Stelle

keinerlei Angaben zur Abschich-
tung. Gerade deshalb dürfte eine
Reduzierung des Bewerberkrei-
ses mit der Aufforderung zur An-
gebotsabgabe nicht erfolgen,
denn die Vergabeverordnung
Verteidigung und Sicherheit
(VSVgV) stünde dem entgegen.
In § 21 Absatz 3 VSVgV ist gere-
gelt, dass der öffentliche Auf-
traggeber in der Bekanntma-
chung etwaige Auswahlkriterien
und die Höchstzahl der aufzu-
fordernden Bewerber angeben
muss, wenn er abschichten will.

Werden diese Kriterien in der Be-
kanntmachung nicht angege-
ben, wie im Verfahren MKS 180,
ist eine Abschichtung somit
nicht zulässig.

Behörden Spiegel: Den Bie-
tern sollen insgesamt bis zu 36
Millionen Euro für ihre Angebots-
aufwendungen erstattet wer-
den. Das wäre für sich genom-
men bereits ein attraktives Auf-
tragsvolumen. Dient diese fakti-
sche Planungsvergütung dazu,
das Vergabeverfahren für die
Bieter attraktiver zu machen?

Prof. Höfler:
Ich denke man
muss zunächst
einmal die Au-
genbrauen weit
anheben: 36 Mil-
lionen Euro Er-
stattung für An-
gebotsaufwen-
dungen sind
mehr als ein 
Ausrufezeichen.
Hierfür wird das

BAAINBw sicher umfangreiche
Planungsleistungen der Bieter
einfordern. Auf den ersten Blick
spricht das für eine enorm kom-
plexe Angebotsphase, was aber
bei dem integrierten Ansatz der
Auftraggeberseite wohl unver-
meidbar ist. Planung und Bau
sollen aus einer Hand beschafft
werden, um die Schnittstelle
zwischen beiden Teilleistungen
zu eliminieren. Das ist sicher ge-
rade bei komplexen Waffensys -
temen höchst sinnvoll. Ohne die
Erstattungsregelung würden

die Angebote wohl nicht auf die
notwendige Planungstiefe kom-
men.

Behörden Spiegel: Welchen
Bieterkreis darf man erwarten?

Prof. Höfler: Ich denke, man
wird sicher europäische Anbie-
ter sehen, die über entspre-
chend hohe Technologiekompe-
tenz verfügen. Die Schiffsbauka-
pazitäten in Asien sind zwar vor-
handen; hier wird vermutlich die
Einhaltung der NATO-Stan-
dards eine unüberwindliche
Hürde darstellen. Dass der Auf-
trag auch für nordamerikani-
sche Anbieter interessant ist,
wäre aus dem Gesichtspunkt
der Interoperabilität der Streit-
kräfte zwar denkbar, aber aus
wirtschaftlichen Erwägungen
letztlich wohl doch unwahr-
scheinlich.
Aus dem BMVg ist zu hören,

dass Generalunternehmerange-
bote gegenüber Bietergemein-
schaften präferiert werden. Dies
ist wohl nicht im formal-juristi-
schen Sinn zu verstehen, son-
dern eher in organisatorischer
Hinsicht.

Behörden Spiegel: Wie bewer-
ten Sie die formale Seite der Aus-
schreibung?

Prof. Höfler:Bislang ist nur die
Bekanntmachung im EU-Amts-
blatt verfügbar. Diese ist recht-
lich korrekt. Ich halte auch den
mit den Eignungsanforderun-
gen verbundenen Dokumentati-
onsaufwand der interessierten

Unternehmen für angemessen.
Aber: Für die Bewerber im Teil-
nahmewettbewerb werden die
sehr umfangreichen Anforde-
rungen an die Dokumentation
der Eignung sicher eine Heraus-
forderung darstellen. Zu insge-
samt 17 verschiedenen Merk-
malen ihrer Leistungsfähigkeit
müssen sie umfangreiche Anga-
ben machen. Ergänzend sind
vier Konzepte mit dem Teilnah-
meantrag vorzulegen. Hinzu
kommen u. a. Verfügbarkeitser-
klärungen der Nachunterneh-
mer und kartellrechtliche Unbe-
denklichkeitserklärungen bei
Bietergemeinschaften. Ich be-
zweifle, dass diese Hürde von je-
dem interessierten Unterneh-

men auf Anhieb genommen wer-
den wird.
Vorläufig lässt sich hier den-

noch ein rundum positives Fazit
ziehen. Das Verfahren hat Pilot-
charakter und wird im Erfolgs-
fall wohl zur Blaupause für viele
Beschaffungen im Verteidi-
gungsbereich werden. Bis dahin
ist indes ein weiter Weg zu ge-
hen.

Neue Wege in der Rüstungsbeschaffung
Ausschreibung zum Mehrzweckkampfschiff 180 veröffentlicht

(BS/Prof. Dr. Heiko Höfler) Das Verfahren zur Beschaffung von vier Mehrzweckkampfschiffen der neuen Klasse 180 (MKS 180) wurde offiziell ge-
startet. Die Kosten für den Auftrag, der durch das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) eu-
ropaweit mit Bekanntmachung vom 18. Juli ausgeschrieben worden ist, belaufen sich nach ersten Schätzungen auf knapp vier Milliarden Euro.
Mit der Durchführung eines europaweiten Vergabeverfahrens für ein solch komplexes Waffensystem betritt das BAAINBw Neuland. Der Behörden
Spiegel sprach darüber mit Prof. Dr. Heiko Höfler, einem der bekanntesten Rechtsexperten auf dem Gebiet der Rüstungsbeschaffung.

Zum elften Mal fand die Ko-
blenzer IT-Tagung in der

Rhein-Mosel-Halle statt. Die
beiden Veranstalter – das Bun-
desamt für Ausrüstung, Infor-
mationstechnik und Nutzung
der Bundeswehr (BAAINBw) so-
wie AFCEA Bonn – beleuchteten
aus verschiedenen Perspektiven
das Thema “Digitaler Wandel – IT
“organisiert””. Dass die Tagung
“stets am Puls der Zeit” sei, at -
testierte ihr Generalmajor Klaus
F. Veit, Vizepräsident des BAAIN
Bw. In diesem Zusammenhang
dankte General Veit ausdrück-
lich Brigadegeneral a. D. Reimar
Scherz für dessen Engagement
als bisheriger Stellvertretender
Vorsitzender und Leiter des Pro-
grammbeirats von AFCEA Bonn.
Auch das Grußwort des Schirm-
herrn der Veranstaltung, Ober-
bürgermeister Prof. Dr. Joachim
Hofmann-Göttig, durfte bei der
Eröffnung nicht fehlen.

Staatssekretäre aus 
BMI und BMVg

Hans-Georg Engelke, frisch “ge-
backener” beamteter Staats -
sekretär im Bundesinnenminis -
terium (BMI) und IT-Beauftrag-
ter der Bundesregierung, beton-
te bei seinen Ausführungen die
Notwendigkeit behördlicher Zu-
sammenarbeit bei der IT-Sicher-

heit – “so eng wie möglich!”.
Gleichzeitig machte er deutlich,
dass die ministerielle Federfüh-
rung bei Cyber-Sicherheit schon
beim BMI zu liegen habe.
Zersplitterte Zuständigkeiten,

fehlende Gesamtarchitektur,

dynamische Innovationszyklen
und Fachkräftemangel – diese
Defizite der Bundeswehr-Infor-
mationstechnologie identifizier-
te Dr. Katrin Suder, beamtete
Staatssekretärin im Bundesmi-
nisterium der Verteidigung
(BMVg). Jedes Jahr investiere
die Bundeswehr rund eine Milli-
arde Euro in ihre Informations-
und Kommunikationstechnolo-
gie, ohne die nichts mehr gehe.
Allein im Eurofighter “Typhoon”
seien rund 80 Computer ver-
baut. Die IT-Modernisierung bei
gleichzeitigem Fortgang des
Grundbetriebs komme einer
“Operation am offenen Herzen”
gleich, so die Rüstungsstaats -
sekretärin.
“Modulare Servicearchitektur”

– einschließlich mehr mobiler IT-
Nutzung – “bleibt das Ziel”, so Dr.
Dietmar Theis, IT-Direktor beim
BMVg. Gegenwärtig werde die
IT-Strategie der Bundeswehr
fortgeschrieben. Dabei sprach er
sich für deutlich schnelleres
und querschnittliches Informa-

tionsmanagement zwischen
Bundeswehr und Industrie aus.

Auch Industrie gefordert

Als Unternehmensvertreter re-
ferierte u. a. Ingolf Wittmann von
der IBM Deutschland GmbH.

Johannes Nagel, Sprecher der
Geschäftsführung der BWI Sys -
teme GmbH, sprach über das
Projekt “Herkules”, das Ende
des nächsten Jahres ausläuft.
Nach der Modernisierung und
im aktuellen Betrieb der nicht-

militärischen IT sei man auf ei-
nem guten Stand. Hohe Verfüg-
barkeit, Sicherheit und die Mög-
lichkeit zur schnellen Entstö-
rung seien dabei nach wie vor
entscheidend. Nach der von der
Staats sek retärin gebilligten
BWI-Strategie solle das Unter-
nehmen künftig zum IT-Sys -
temhaus der Bundeswehr und
als Dienstleis tungszentrum des
Bundes ausgebaut werden, so
Nagel.
Zum achten Mal ist der mit ins-

gesamt 15.000 Euro dotierte 
AFCEA-Bonn-e.V.-Studienpreis
vergeben worden – für die Ent-
wickler von morgen. In einer
Auswahl aus zwölf von den je-
weiligen Hochschulen ausge-
wählten und vorgeschlagenen
Arbeiten wurden sieben Arbei-
ten prämiert. Den ersten Preis in
Höhe von 4.000 Euro erhielt Ma-
tias Alejandro Valdenegro Toro
für seine Examensarbeit an der
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg,
die von Prof. Dr. Paul G. Plöger
betreut worden war.
Die mit rund 400 Teilnehmern

gut besuchte Tagung bot durch
die Referenten aus Verwal-
tung/Streitkräften, Industrie
und Wissenschaft ein breites
Spektrum an aktuellen Themen
rund um die Informations- und
Kommunikationstechnologie.

“Stets am Puls der Zeit!”
Koblenzer IT-Tagung 2015

(BS/por) Generalmajor Erich Staudacher, Vorsitzender von AFCEA Bonn e.V. – dem Anwenderforum für Fernmeldetechnik, Computer, Elektronik
und Automatisierung – identifizierte bereits bei seiner Begrüßung anlässlich der diesjährigen Koblenzer IT-Tagung Anfang September einen
“Weiterbildungs-Mehrwert” für die Teilnehmer. Diesem Anspruch ist die Veranstaltung voll und ganz gerecht geworden.

Dr. Katrin Suder, beamtete Staats -
sekretärin im BMVg, sprach auf der
Koblenzer IT-Tagung 2015.
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Verleihung des AFCEA-Studienpreises (v.l.n.r.): Generalmajor Erich Stauda-
cher, Matias Alejandro Valdenegro Toro, Träger des Ersten Preises, und Prof.
Dr. Wolfgang Heiden, Dekan des Fachbereichs Informatik der Hochschule
Bonn-Rhein-Sieg

Grafische Entwürfe des MKS 180 Foto: BS/BAAINBw

Professor Dr. Heiko Höfler,
Partner der internationalen
Anwaltskanzlei Bird & Bird
LLP, Hamburg

Foto: BS/Prof. Höfler

(BS) Das Projekt des neuen MKS
180 setzt das mit der Fregatte
F125 begonnene Mehrbesat-
zungskonzept fort. Das Schiff,
für das bisher lediglich grobe De-
sign-Entwürfe vorliegen, soll mit
diversen Missionsmodulen für
unterschiedliche Anforderun-
gen ausgestattet werden (z. B.
mit einem Schleppsonar zur U-
Boot-Jagd, einem modernen
Schiffslazarett etc.). Geplant ist
eine Besatzung von bis zu 180
Personen. Durch rotierende Be-
satzungen sollen deutlich länge-
re Einsatzzeiten ermöglicht wer-
den. Geplant ist die Auslieferung
der Schiffe ab 2023.
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